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Datum -

Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 25. Juni
2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die KlÃ¤gerin zur Zahlung von BeitrÃ¤gen in
der Pflegeversicherung verpflichtet ist.

Die Verpflichtung der KlÃ¤gerin zur Zahlung von PflichtbeitrÃ¤gen zur
Pflegeversicherung war bereits Streitgegenstand in einem Klageverfahren gegen die
beigeladene Pflegekasse der KlÃ¤gerin, die Pflegekasse, vor dem Sozialgericht
Hamburg (Az.: S 34 P 95/02). Gegen das in diesem Verfahren am 1. April 2005
ergangene Urteil wurde Berufung beim Landessozialgericht Hamburg eingelegt (Az.:
L 1 P 1/05), welche nach dem Hinweis des Gerichts betreffend die ZulÃ¤ssigkeit der
erhobenen Feststellungsklage fÃ¼r erledigt erklÃ¤rt wurde.

Ferner war die Versicherungspflicht der KlÃ¤gerin in der Pflegeversicherung auch im
Klageverfahren vor dem Sozialgericht mit dem Aktenzeichen S 37 P 12/10
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streitgegenstÃ¤ndlich. Die Klage wurde mit Urteil vom 2. November 2011
abgewiesen, wobei Zweifel an der ZulÃ¤ssigkeit der Klage aufgeworfen wurden. Die
hiergegen einlegte Berufung (Az.: L 1 P 12/10) wurde zurÃ¼ckgenommen, nachdem
der im vorliegenden Verfahren beklagte RentenversicherungstrÃ¤ger den hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 5. Juli 2012 betreffend die
Versicherungspflicht der KlÃ¤gerin in der Pflegeversicherung erlassen hatte.

Am 22. Juni 2012 beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten die Feststellung, dass
fÃ¼r sie eine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung nicht bestehe. Dabei
wies die KlÃ¤gerin auf das klageabweisende Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom
2. November 2011, Az.: S 37 P 12/10, hin, welches deutlich mache, dass die Frage
des Bestehens einer Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung von der
Beklagten per Bescheid zu klÃ¤ren sei.

Mit Bescheid vom 5. Juli 2012 lehnte die Beklagte den Antrag wegen
UnzustÃ¤ndigkeit ab. Die Beklagte fÃ¼hrte aus, dass die Entscheidung Ã¼ber die
Versicherungspflicht in der deutschen gesetzlichen Kranken-/Pflegeversicherung
auch bei gewÃ¶hnlichem Aufenthalt im Ausland die TrÃ¤ger der deutschen
gesetzlichen Kranken-/Pflegeversicherung treffen wÃ¼rden.

Die KlÃ¤gerin erhob am 10. August 2012 Widerspruch. Die KlÃ¤gerin trug vor, dass
nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) bei Rentnern, die in der
gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert sind, der
RentenversicherungstrÃ¤ger fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber die Beitragspflicht, die
Beitragstragung und die BeitragshÃ¶he in der Pflegeversicherung zustÃ¤ndig sei.

Die Beklagte wies den Widerspruch der KlÃ¤gerin mit Widerspruchsbescheid vom 9.
November 2012 zurÃ¼ck. Als BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass die Entscheidung
Ã¼ber die Versicherungspflicht in der deutschen gesetzlichen Kranken- und
Pflegeversicherung auch bei gewÃ¶hnlichem Aufenthalt im Ausland die TrÃ¤ger der
deutschen gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung trÃ¤fen. Der
RentenversicherungstrÃ¤ger sei lediglich fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber die
Beitragspflicht und HÃ¶he der BeitrÃ¤ge zur sozialen Pflegeversicherung
zustÃ¤ndig, wenn die deutsche Kranken- und Pflegeversicherung die
Versicherungspflicht festgestellt habe. Die Beklagte sei daher nicht fÃ¼r die
Feststellung der Pflichtversicherung in der sozialen Pflegeversicherung zustÃ¤ndig.

Die KlÃ¤gerin hat am 12. Dezember 2012 Klage vor dem Sozialgericht Hamburg
erhoben. In ihrer KlagebegrÃ¼ndung trÃ¤gt sie vor, dass nach der Rechtsprechung
BSG bei in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversicherten Rentnern der
RentenversicherungstrÃ¤ger fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber Beitragspflicht,
Beitragstragung und BeitragshÃ¶he in der Pflegeversicherung zustÃ¤ndig sei.

Weiter hat die KlÃ¤gerin hat ausgefÃ¼hrt, dass fÃ¼r sie zwar nach
einfachgesetzlichen Vorschriften eine Versicherungspflicht in der
Pflegeversicherung bestehe. Sie fÃ¼hle sich jedoch durch die Tatsache
diskriminiert, dass sie bei Verlegung ihres gewÃ¶hnlichen Aufenthaltes nach
Serbien sÃ¤mtliche LeistungsansprÃ¼che aus der Pflegeversicherung verlieren
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wÃ¼rde. Der langjÃ¤hrigen Beitragspflicht stehe dann kein Leistungsanspruch mehr
gegenÃ¼ber. Dies verstoÃ�e gegen das Ã�quivalenzprinzip. Insoweit sei zu
berÃ¼cksichtigen, dass zu Beginn der Beitragszahlungen in der Pflegeversicherung
nur eine geringe Wahrscheinlichkeit bestehe, dass sich das versicherte Risiko
kurzfristig verwirkliche. In der Regel wÃ¼rden mehrere Jahrzehnte BeitrÃ¤ge
gezahlt, ehe den Zahlungen die Inanspruchnahme von Leistungen
gegenÃ¼berstehe. Bezahlt werde fÃ¼r den Erwerb von Anwartschaften, diese
Anwartschaften fielen im Falle der Verlegung des Wohnsitzes nach Serbien ersatzlos
weg. Die durch Beitragsleistungen in der sozialen Pflegeversicherung erworbenen
Anwartschaften unterfielen dem Schutz des Art. 14 Grundgesetz (GG) mit der Folge,
dass der ersatzlose Fortfall der erworbenen Anwartschaften bei Wohnsitzwechsel in
ein nicht EWR-Land als verfassungswidrig einzustufen sei. Dies sei auch nicht durch
PraktikabilitÃ¤tserwÃ¤gungen zu rechtfertigen. Der besondere Sachverstand, der
bei einem Leistungstransfer ins Ausland erforderlich sei, sei in Serbien durchaus
vorhanden. Anderenfalls wÃ¤re eine Neuschaffung von Strukturen erforderlich, um
eine grundgesetzkonforme LeistungsgewÃ¤hrung zu garantieren. Des Weiteren
stehe auch die VerfassungskonformitÃ¤t des Â§ 34 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Neuntes
Buch (SGB XI), mit dem der Gesetzgeber einen Leistungstransfer ins Ausland
weitgehend habe ausschlieÃ�en wollen, in Zweifel. Ein sachlich gerechtfertigter
AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die Verweigerung von Leistungen bei Berechtigten mit
Wohnsitz im Ausland sei nicht ersichtlich. Die KlÃ¤gerin hat im sozialgerichtlichen
Verfahren noch hilfsweise beantragt, festzustellen, dass die KlÃ¤gerin bei
RÃ¼ckverlegung ihres Wohnsitzes nach Serbien Anspruch auf Leistungen aus der
deutschen Pflegeversicherung hat.

Nach AnhÃ¶rung im ErÃ¶rterungstermin vom 4. Oktober 2016 hat das Sozialgericht
die Klage mit Gerichtsbescheid vom 25. Juni 2018 abgewiesen. Nach der
Rechtsprechung des BSG zur Auslegung von Â§ 255 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch
â�� Sechstes Buch (SGB VI) sei der RentenversicherungstrÃ¤ger bei
Rentenbeziehern zustÃ¤ndig fÃ¼r Entscheidungen zur Beitragspflicht,
BeitragshÃ¶he und Beitragstragung in der Pflegeversicherung. Die Beitragspflicht
ergebe sich aus Â§ 20 Abs. 1 Nr. 11 Sozialgesetzbuch â�� Elftes Buch (SGB XI) in
Verbindung mit Â§ 5 Abs. 1 Nr. 11 Sozialgesetzbuch â�� FÃ¼nftes Buch (SGB V) und
Â§ 3 Nr. 2 Sozialgesetzbuch â�� Viertes Buch (SGB IV). Die dort genannten
Voraussetzungen lÃ¤gen vor, was zwischen den Beteiligten auch unstreitig sei. Die
von der KlÃ¤gerin angefÃ¼hrte Absicht, ihren Wohnsitz in das Ausland zu verlegen,
sei nach den gesetzlichen Regelungen nicht zu berÃ¼cksichtigen. Die Regelung des
Â§ 34 SGB XI verstoÃ�e im Ã�brigen nicht gegen das Grundgesetz (GG) wie das BSG
in der Entscheidung vom 25. Februar 2015 â�� B 3 P 6/13 dargelegt habe. Es
handele sich jedenfalls um eine unbedenkliche einschrÃ¤nkende Bestimmung des
Eigentums durch GrÃ¼nde des Ã¶ffentlichen Interesses unter BerÃ¼cksichtigung
des VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatzes. Das Ruhen des Leistungsanspruchs bei
einem lÃ¤nger dauernden Auslandsaufenthalt gemÃ¤Ã� Â§ 16 SGB V sei auch nach
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) nicht zu beanstanden. Das
gelte auch fÃ¼r die parallele Regelung des Â§ 34 Abs. 1a SGB XI der
Pflegeversicherung.

Dem Hilfsantrag stÃ¼nde die Rechtskraft des Urteils im Verfahren S 37 P 12/10
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entgegen. Im Ã�brigen sei die Absicht nach Serbien zu ziehen nicht belegt, die
KlÃ¤gerin trage seit 2000 vor, ihren Wohnsitz ins Ausland zu verlegen, ohne dass
dies bislang geschehen sei.

Gegen den am 6. Juli 2018 zugestellten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am 7.
August 2018 Berufung eingelegt und vorgetragen, dass neben einem VerstoÃ�
gegen Art. 14 GG von einer Diskriminierung als serbische StaatsbÃ¼rgerin im Sinne
eines VerstoÃ�es gegen Art. 1 des Zusatzprotokolls Nr. 1 der europÃ¤ischen
Menschenrechtskonvention in Verbindung mit Art 14 EMRK auszugehen sei. Die
StaatsangehÃ¶rigkeit bewirke den Wunsch in des Herkunftsland zu ziehen und die
KlÃ¤gerin werde qua NationalitÃ¤t vom Leistungsbezug ausgeschlossen. DarÃ¼ber
hinaus wÃ¼rden die BeitrÃ¤ge der Pflegeversicherung dem Schutz von Art. 14 GG
unterliegen. Im vorliegenden Fall sei das Ã�bermaÃ�verbot verletzt.
PraktikabilitÃ¤tserwÃ¤gungen kÃ¶nnten den Leistungsbezug nicht zulÃ¤ssigerweise
einschrÃ¤nken. Im Ã�brigen sei es in Serbien problemlos mÃ¶glich, die
ordnungsgemÃ¤Ã�e Erbringung nach den Vorgaben des SGB XI sicherzustellen, was
bereits durch die sozialversicherungsrechtlichen Abkommen des VorgÃ¤ngerstaates
Jugoslawien dokumentiert sei.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 25. Juni 2018 und den
Bescheid der Beklagten vom 5. Juli 2012 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 9. November 2012 aufzuheben und festzustellen, dass eine
Versicherungspflicht der KlÃ¤gerin in der gesetzlichen Pflegeversicherung nicht
besteht.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist zur BegrÃ¼ndung auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des angefochtenen
Gerichtsbescheides.

Die Beigeladene stellt keinen Antrag

Der Senat hat mit Beschluss vom 14. Januar 2019 die Berufung gegen den
Gerichtsbescheid auf den Berichterstatter Ã¼bertragen, der zusammen mit den
ehrenamtlichen Richtern entscheidet.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die Prozessakte zum vorliegenden Verfahren, den
Verwaltungsvorgang der Beklagten sowie auf die beigezogenen Prozessakten mit
den Aktenzeichen S 34 P 95/02; L 1 P 1/05 und S 37 P 12/10; L 1 P 10/12.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und insbesondere
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gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG form- und fristgerechte Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig,
jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht und mit
zutreffender BegrÃ¼ndung abgewiesen. Die Beklagte hat mit Bescheid vom 25. Juni
2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides den Antrag der KlÃ¤gerin auf
Feststellung, dass eine Versicherungs- und Beitragspflicht nicht besteht, im
Ergebnis zu Recht abgelehnt. Die KlÃ¤gerin unterliegt der Beitrags- und
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Pflegeversicherung.

1. Die auf Feststellung gerichtete Klage, dass eine Versicherungspflicht nicht
besteht, ist als Feststellungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) zulÃ¤ssig. Das erforderliche Feststellungsinteresse ist zu bejahen, denn aus
dem Vorbringen der KlÃ¤gerin ergibt sich, dass sie die zwar grundsÃ¤tzlich nicht
angezweifelte Versicherungspflicht als Rentenbezieherin aufgrund ihrer Absicht,
ihren Wohnsitz nach Serbien zu verlegen, verneint. Sie begehrt nicht die
Feststellung der Auswirkungen eines kÃ¼nftigen entstehenden
RechtsverhÃ¤ltnisses bei einer Wohnsitznahme in Serbien im Hinblick auf die
Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. Hiergegen spricht neben dem
inhaltlichen Vorbringen auch der ausdrÃ¼cklich gestellte Klage- und
Berufungsantrag der anwaltlich vertretenen KlÃ¤gerin. Ungeachtet dessen wÃ¼rde
einem solchen Feststellungantrag das besondere Feststellungsinteresse fehlen.
Erforderlich wÃ¤re, dass ein weiteres Abwarten unzumutbar ist, z.B. weil bereits
jetzt wirtschaftliche Dispositionen getroffen werden mÃ¼ssen (Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 12. Auflage, Â§ 55 Rn 15c mit weiteren Nachweisen).
Das ist nicht erkennbar bzw. nÃ¤her dargelegt. Wie bereits vom Sozialgericht zum
Hilfsantrag ausgefÃ¼hrt, reicht auch das pauschale Vorbringen der KlÃ¤gerin, nach
Serbien ziehen zu wollen als AbsichtserklÃ¤rung in Anbetracht dessen, dass der seit
dem Jahr 2000 angekÃ¼ndigte Umzug seit nunmehr rund 20 Jahren nicht
durchgefÃ¼hrt wurde, nicht (mehr) aus.

2. Die Beklagte ist auch fÃ¼r die Feststellung der Versicherungspflicht bzw.
Verpflichtung, BeitrÃ¤ge zu entrichten, zustÃ¤ndig. Es wird insoweit auf die
zutreffenden AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts unter Darlegung der einschlÃ¤gige
Rechtsprechung des BSG zur Auslegung von Â§ 252 Sozialgesetzbuch â�� FÃ¼nftes
Buch (SGB V) im Gerichtsbescheid (Â§ 153 Abs. 2 SGG) Bezug genommen. Die
Beklagte hÃ¤tte zwar den auf Feststellung gerichteten Antrag der KlÃ¤gerin nicht
ablehnen dÃ¼rfen, hat aber â��im Ergebnis zutreffend â�� die gewÃ¼nschte
Feststellung des Nichtbestehens der Versicherungspflicht fÃ¼r die
Pflegeversicherung abgelehnt.

3. Das Sozialgericht hat zu Recht und mit zutreffender BegrÃ¼ndung dargelegt,
dass die KlÃ¤gerin gegenwÃ¤rtig gemÃ¤Ã� Â§ 20 Abs. 1 Nr. 11 Sozialgesetzbuch
â�� Elftes Buch (SGB XI) in Verbindung mit Â§ 5 Abs. 1 Nr. 11 SGB V und Â§ 3 Nr. 2
Sozialgesetzbuch â�� Viertes Buch (SGB IV) der Versicherungspflicht in der
Pflegeversicherung unterliegt und zur Entrichtung der BeitrÃ¤ge verpflichtet ist. Es
wird gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG Bezug genommen auf die ausfÃ¼hrliche
BegrÃ¼ndung des Sozialgerichts im angefochtenen Gerichtbescheid. ErgÃ¤nzend
ist anzumerken, dass bereits deshalb kein VerstoÃ� gegen das Ã�quivalenzprinzip
vorliegen kann, weil der Beitragspflicht bei Eintritt des Versicherungsfalls ein
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Leistungsanspruch nach den Regelungen des SGB XI gegenÃ¼bersteht. Dabei kann
es nach den gesetzlichen Regelungen nicht darauf ankommen, ob sich aufgrund der
individuellen LebensverhÃ¤ltnisse in naher oder ferner Zukunft eventuell
VerÃ¤nderungen ergeben kÃ¶nnen, die eine andere Bewertung der
Versicherungspflicht (oder Leistungspflicht) nach sich ziehen kÃ¶nnten. Auch fÃ¼r
das Ã�quivalenzprinzip ist nur maÃ�geblich, ob nach den gegenwÃ¤rtigen
LebensverhÃ¤ltnissen ein Leistungsanspruch bei Eintritt des Versicherungsfalls
eintreten kann und das ist eindeutig der Fall. Die Versicherungspflicht in den
einzelnen Zweigen der Sozialversicherung kann unter keinen UmstÃ¤nden von der
inneren Motivlage der Versicherten abhÃ¤ngen. Insofern bedarf es auch keiner
weiteren ErÃ¶rterung zu der Frage, ob ein Leistungsausschluss bei Wohnsitznahme
im Nicht EU-Ausland gegen das Grundgesetz verstÃ¶Ã�t oder gegen anderweitige
Regelungen. Diese Fragestellung kÃ¶nnte nur bei einem Feststellungsantrag im
Hinblick auf Auswirkungen gegenwÃ¤rtiger RechtsverhÃ¤ltnisse in der Zukunft
relevant sein. Wie bereits dargelegt ist ein solcher Antrag nicht gestellt worden und
es wÃ¼rde auch am erforderlichen Rechtschutzinteresses mangeln.

Ungeachtet dessen sind die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts zum
Ã�quivalenzprinzip und zur VerfassungskonformitÃ¤t zutreffend und nicht zu
beanstanden. Auch das Vorbringen im Berufungsverfahren fÃ¼hrt zu keiner
anderen EinschÃ¤tzung.

Soweit argumentiert wird, dass die medizinische Versorgung bzw.
QualitÃ¤tssicherung in Serbien tatsÃ¤chlich mÃ¶glich sei, Ã¤ndert dies nichts an
der grundsÃ¤tzlichen Richtigkeit der Annahme, dass die Sicherstellung der
normierten gesetzlichen Voraussetzungen im Rahmen der Pflegeversicherung im
Ausland besonders aufwÃ¤ndig und schwierig erscheinen im Sinne der gebotenen
typisierenden Betrachtung. Die individuell mÃ¶glicherweise gute
Versorgungssituation ist deshalb nicht von Belang. Nach der Rechtsprechung des
BVerfG darf der Gesetzgeber bei der Ordnung von Massenerscheinungen die
Vielzahl der EinzelfÃ¤lle in dem Gesamtbild erfassen, dass nach dem ihm
vorliegenden Erfahrungen die regelungsbedÃ¼rftigen Sachverhalte zutreffend
wiedergibt (BVerG v. 31.05. 1988 â�� 1 BvR 520/83 in juris, Rn 34f., BVerfGE 78,
214, (226)). Der Gesetzgeber ist daher berechtigt, generalisierende, typisierende
und pauschalierende Regelung zu treffen ohne gegen den Gleichheitssatz zu
verstoÃ�en, wenn bei zutreffender Annahme der grundsÃ¤tzlichen EinschÃ¤tzung
sich konkret eine abweichende Situation ergibt. Ob QualitÃ¤tskontrollen in Serbien
tatsÃ¤chlich so einfach zu bewerkstelligen wÃ¤ren wie von der KlÃ¤gerin dargestellt
kann daher dahingestellt bleiben, weil die grundsÃ¤tzliche Annahme, dass die
Ã�berwachung, Sicherstellung und Kontrolle der Pflege im Ausland besonders
aufwÃ¤ndig, schwierig und teilweise gar nicht zu bewerkstelligen ist, grundsÃ¤tzlich
zutrifft. Das Sozialgericht hat dies ausfÃ¼hrlich unter Verweis auf die
Rechtsprechung des BSG (v. 25.02.2015 â�� B 3 P 6/13 R) dargelegt. Denn bei der
gebotenen typisierenden Betrachtung kann es nicht nur auf den in Rede stehenden
Staat ankommen, sondern auf die Gesamtheit der Leistungserbringung im Nicht- EU-
Ausland.

Ein VerstoÃ� gegen das Diskriminierungsverbot der KlÃ¤gerin als serbische
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StaatsbÃ¼rgerin nach den Regelungen der EuropÃ¤ischen
Menschenrechtskonvention liegt erkennbar nicht vor. Denn die Regelung des Â§ 34
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 SGB XI (Ruhen des Leistungsanspruchs bei Auslandsaufenthalt)
ist ungeachtet der ZugehÃ¶rigkeit zur EU allgemeiner Natur und betrifft nicht nur
serbische StaatsbÃ¼rger. Vom Tatbestand der Norm werden unabhÃ¤ngig von der
konkreten StaatsbÃ¼rgerschaft alle Versicherten erfasst, die sich fÃ¼r lÃ¤ngere
Zeit im Ausland aufhalten. Sie betrifft Deutsche und AuslÃ¤nder gleichermaÃ�en.
AnknÃ¼pfungspunkt ist nicht die StaatsangehÃ¶rigkeit, sondern die Wohnsitzname
bzw. der Aufenthalt im Ausland.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 SGG nicht
vorliegen.

Erstellt am: 05.12.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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